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Auf dem Friedensmeeting der VdJ im August 1987 in Ber­
lin haben wir dem internationalen Aufruf „Juristen gegen 
Nuklearkrieg“ unsere Zustimmung gegeben.*1 Wir bekräftigen 
unsere Position, daß wir uns verbunden fühlen mit allen Ju­
risten, die sich für eine Welt ohne Krieg und Gewalt in den 
zwischenstaatlichen Beziehungen, für nukleare Abrüstung und 
friedliche Zusammenarbeit einsetzen. Unsere Vereinigung un­
terstützt die Initiativen und Vorschläge unserer Partei- und 
Staatsführung sowie der Warschauer Vertragsstaaten, wie sie 
unlängst in Bukarest erneut unterbreitet wurden.

Entwicklung der VdJ innerhalb der sozialistischen 
Staats- und Rechtsordnung der DDR * 40

Die Entwicklung unserer Juristenvereinigung, die Profilie­
rung ihrer gesamten gesellschaftlichen Tätigkeit war und ist 
organisch verbunden mit der Entwicklung der sozialistischen 
Staats- und Rechtsordnung sowie der Rechtspraxis der sozia­
listischen Gesellschaft. Die VdJ stand immer inmitten des ge­
sellschaftlichen Geschehens und verstand sich als gesellschaft­
liche Kraft zur Durchsetzung und Förderung jener Aufgaben 
und Prinzipien, die wir mit dem Begriff des sozialistischen 
Rechtsstaates erfassen. Dabei entwickelte sie ihre spezifischen 
Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit, förderte die rechts­
propagandistische und rechtserzieherische Arbeit ihrer Mit­
glieder und sah in der Bildungsarbeit, in den ideologischen 
und bildungspolitischen Diskussionen mit Juristen aller Be­
rufsbereiche geeignete Formen zur Förderung berufsspezifi­
scher und geistig-kultureller Interessen sowie der beruflichen 
Zusammengehörigkeit.

Mit den Resultaten der gesellschaftlichen Arbeit können 
wir belegen, daß sich mit den Beschlüssen des VIII. Partei­
tages der SED für die weitere Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft auch in unserer Juristenvereini- 
gung Schritt für Schritt bedeutende Wandlungen vollzogen 
und ihr gesellschaftliches Wirken eine neue Qualität er­
reichte. Die VdJ zog Schlußfolgerungen für ihre Tätigkeit aus 
der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik, erweiterte die 
fachliche Breite ihrer Tätigkeitsformen und brachte ihre ge­
samte gesellschaftliche Arbeit auf allen Ebenen voran. Sie 
trat mit einer Vielzahl von rechtspolitischen, rechtspropagan­
distischen und internationalen Veranstaltungen an die Öffent­
lichkeit, festigte ihre Leitungstätigkeit, aktivierte die Fach­
gremien der VdJ, die Sektionen, Fachgruppen und Arbeits­
kreise.

Unsere Juristenvereinigung hat aktiv für die Ausgestal­
tung und Verwirklichung der Menschenrechte gewirkt. Wir 
stimmen überein mit der Feststellung unserer Regierung zum
40. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte', daß in unserem Land große und erfolgreiche Anstren­
gungen zur Verwirklichung der Menschenrechte unternom­
men wurden und mit dem grundlegenden Recht auf ein Leben 
in Frieden alle sozialen, ökonomischen, kulturellen sowie 
zivilen und politischen Rechte in ihrer Einheit Bestandteil 
unserer Politik sind, die von den sozialistischen Wertvorstel­
lungen ausgeht.

Auf der Grundlage der Erfahrungen nach dem VIII. Par­
teitag der SED hatte der Zentralvorstand der VdJ Anfang 
der 80er Jahre eine Orientierung für die gesellschaftliche Ar­
beit zur weiteren Unterstützung der ökonomischen Strategie 
der Partei beschlossen. Die VdJ hat sich damit ein weites Feld 
von Aktivitäten erschlossen und dazu beigetragen, daß mehr 
Justitiare und andere Wirtschaftsjuristen in der VdJ ein Ak­
tionsforum fanden.

Einen besonderen Rang nahm die rechtspropagandistische 
Tätigkeit der VdJ zur Kriminalitätsverhütung ein. Wichtig 
sind besonders jene Veranstaltungen, mit denen die Partner 
erreicht wurden, die Verantwortung für Ordnung und Sicher­
heit tragen und die demokratischen Potenzen zu entfalten 
vermögen, wie die Leitungsorgane, die Kollektive und die Ge­
werkschaft in den Betrieben, die Räte, die Ausschüsse der 
Nationalen Front, Abgeordnete sowie gesellschaftliche Kräfte 
in den Wohngebieten.

In den letzten Jahren hat sich die VdJ verstärkt jenen 
Aufgaben gewidmet, die mit der Verbesserung der Rechts­
arbeit in der staatlichen Verwaltung und der Förderung einer 
bürgernahen Kommunalpolitik Zusammenhängen. Wir ha­
ben gezeigt, daß die VdJ mit ihrer gesellschaftlichen Arbeit 
viel tun kann, um die Rechtskenntnisse der Mitarbeiter des 
Staatsapparates zu vertiefen, das Bewußtsein für die Rolle 
des sozialistischen Rechts in der Verwaltung zu fördern und 
Erfahrungen insbesondere für die Gewährleistung der Rechte 
der Bürger zu vermitteln.

Unser Anliegen ist es, weitere Möglichkeiten zu erschlie­
ßen, um auf spezifische Weise Rechtsverständnis zu fördern,

Willenserklärung der Teilnehmer der Festveranstaltung

Anläßlich des 40. Jahrestages der Gründung der Vereinigung der 
Juristen der DDR bekräftigen wir Teilnehmer an der Festveran­
staltung unsere Entschlossenheit, mit Tatkraft und Initiative die 
politischen, ökonomischen und sozialen Grundlagen unserer sozia­
listischen Gesellschaft und die von den Werktätigen geschaffenen 
Werte schützen und mehren zu helfen und zur umfassenden Siche­
rung der Rechte und Menschenwürde der Bürger beizutragen. So 
wollen wir für die weitere Ausgestaltung unseres sozialistischen 
Rechtsstaates wirken.

Mit Dank und Stolz erfüllt uns die Grußadresse des Zentral­
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und die 
durch den Vorsitzenden des Staatsrates der Deutschen Demokra­
tischen Republik, Genossen Erich Honecker, der Vereinigung der 
Juristen verliehene hohe Auszeichnung. Sie sind uns Ansporn in 
unserem Bemühen, weiterhin das Beste für den Sozialismus zu 
geben.

Mit Engagement folgen wir unserem beruflichen und gesell­
schaftlichen Auftrag im Arbeiter-und-Bauern-Staat, der zu seinem 
40. Jahrestag eine stolze Bilanz des Wirkens für das Wohl seiner 
Bürger und ihr Leben in Frieden und sozialer Geborgenheit vor­
weisen kann. In die Bilanz von 40 Jahren DDR bringen wir Juri­
sten die Ergebnisse unserer Arbeit für die Festigung und Entwick­
lung der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung, für die immer 
umfassendere Entfaltung unserer Demokratie ein.

Herzlichen Dank richten wir an die Partei der Arbeiterklasse, 
die uns den Weg weist und mit ihrem Programm und ihren Be­
schlüssen ständige Orientierung und Anregung gibt. Zum ersten 
Mal in der deutschen Geschichte wurden in der DDR die Interes­
sen des von Ausbeutung befreiten Volkes zum Inhalt der Politik 
und zum Maß des Rechts.

Nach besten Kräften unterstützen wir die Friedenspolitik der 
DDR und treten im internationalen Dialog mit Juristen unter­
schiedlicher Positionen für die Achtung der Prinzipien des Völker­
rechts in den internationalen Beziehungen, für Abrüstung und 
friedliche Zusammenarbeit ein. Antiimperialistische Solidarität zu 
üben und den Erfahrungsaustausch mit den Berufskollegen in den 
sozialistischen Ländern zu pflegen, empfinden wir als Klassenpflicht 
und Wesenszug unseres Berufs im Sozialismus.

Wie bisher werden wir allen Versuchen imperialistischer Kräfte 
entgegentreten, die souveränen Rechte unseres Staates durch Ver­
letzung seiner Integrität und durch Einmischung von außen zu 
mißachten.

Mit Entschiedenheit verurteilen wir das reaktionäre Treiben 
neonazistischer Kräfte in der BRD und Berlin (West) und fordern, 
die Aktivitäten der Neonazis mit allen rechtlichen Mitteln zu un­
terbinden.

Anläßlich unseres Jubiläums erklären wir, in Bewahrung unse­
rer revolutionären und humanistischen Traditionen stets in der 
Erkenntnis zu handeln, daß eine höhere Qualität unserer beruf­
lichen und gesellschaftlichen Arbeit große Bedeutung für die Ver­
wirklichung der Gesellschaftsstrategie der SED unter den Bedin­
gungen harter ideologischer Auseinandersetzung der unterschied­
lichen sozialen Systeme sowie für Gerechtigkeit und Rechtssicher­
heit hat.

Mit Blick auf den XII. Parteitag der SED stellen wir uns den 
höheren Anforderungen und werden die Beschlüsse der Partei der 
Arbeiterklasse in unserer Arbeit mit all unserem Wissen und Kön­
nen verwirklichen.
Berlin, den 14. Juli 1989

Rechtskenntnisse zu verbreiten, neue Fragen zu diskutieren 
und Anregungen für Wissenschaft und Praxis zu geben. Wir 
wissen, daß unser Tätigkeitsfeld so breit ist wie das Recht 
selbst und noch viel zu tun bleibt.

Zur Bilanz unserer Vereinigung gehören jährlich zahl­
reiche Aktionen der Öffentlichkeitsarbeit, mit denen die VdJ- 
Gruppen und die Fachgremien zu Rechtsfragen auf den ver­
schiedenen juristischen Fachgebieten Stellung nehmen, sie 
mit Werktätigen diskutieren, Empfehlungen für die Rechts­
verwirklichung geben und unser Recht erläutern. Mit über 
100 000 Veranstaltungen jährlich leisten die rd. 7 500 Mitglie­
der der VdJ einen bedeutenden Beitrag zu Rechtspropaganda 
und Rechtserziehung. Mehr als die Hälfte dieser Aktivitäten 
fand in den Arbeitskollektiven statt. Zur Bilanz gehören fer­
ner jährlich über 1 500 Bildungsveranstaltungen der VdJ- 
Gruppen.

Das berechtigt uns zu sagen, daß unsere Juristenvereini­
gung gut darauf vorbereitet ist, mit dem Blick auf den 
XII. Parteitag der SED und seine Beschlüsse ihr gesellschaft­
liches Wirken in den 90er Jahren weiter auszuprägen und sich 
den neuen Aufgaben zu stellen. 6 7
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